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Bundespräsident Gauck, Schriftsteller Kermani, Außenminister Steinmeier
„Endlich wieder Drive in der Debatte um Rot-Rot-Grün“ 



Deutschland

Sie hat sich wirklich Mühe gegeben.
Wenn Angela Merkel will, kann sie
sehr charmant sein, und bei Joachim

Gauck ließ die Kanzlerin nichts unver-
sucht. Sie lobte ihn in Interviews, sie
schmeichelte ihm in privaten Gesprächen.
Am Ende nutzte alles nichts. Am Sonn-
tagabend erreichte Merkel der Anruf, den
sie unbedingt verhindern wollte: Der Prä-
sident eröffnete ihr, dass er nicht für eine
zweite Amtszeit kandidieren werde.

Zu den Kuriositäten der Ära Gauck ge-
hört, dass Merkel ihn erst gar nicht wollte.
Sein Einzug ins Schloss Bellevue war eine
der größten Niederlagen ihrer Kanzler-
schaft. Am Ende wollte Merkel Gauck hal-
ten – auch weil sein Abgang den Anfang
vom Ende ihrer Ära markieren könnte.

Nichts hat Merkel in den vergangenen
Jahren mehr geschützt als die Uneinigkeit
im linken Lager. Theoretisch könnten SPD,
Grüne und Linke die Kanzlerin jederzeit
abwählen, im Bundestag verfügen sie über
eine knappe Mehrheit. Praktisch aber war
der Hass zwischen SPD und Linken zu
groß. Er war Merkels Lebensversicherung.

Noch bevor Gauck seinen Amtsverzicht
offiziell erklärte, bot die Linke an, gemein-
sam mit SPD und Grünen einen Gauck-
Nachfolger zu wählen. Das Signal wäre
klar: Ein halbes Jahr vor der Bundestags-
wahl würden Merkel, die gerade wieder
von „Forbes“ zur mächtigsten Frau der
Welt gekürt wurde, die Grenzen aufge-
zeigt. Es wäre der Beweis erbracht, dass
sie doch schlagbar ist, wenn das linke La-
ger sich nur einigen kann. Der Plan hat
schon einen Namen: Operation Breilibü. 

Breites linkes Bündnis – vor allem SPD-
Chef Sigmar Gabriel ist von der Idee an-
getan. Seine Partei dümpelt in Umfragen
bei 21 Prozent, die Stimmung ist entspre-
chend. Nichts kann Gabriel mehr gebrau-
chen als einen Triumph über Merkel.
Wenn er gegen ihren Willen einen Kandi-
daten durchsetzt, hätte er nicht nur die ei-
gene Position stabilisiert, sondern auch der
verzagten SPD Hoffnung eingehaucht. Ga-
briel arbeitet schon länger daran, das Ver-
hältnis zur Linken zu entspannen. Ein ge-
meinsamer Kandidat wäre ein großer
Schritt aus der Tristesse.

Auch bei den Grünen gibt es Bewegung.
Die Linken in der Partei konnten sich nie
mit den Gedanken abfinden, dass der Weg
in die Regierung nur über die Union füh-

ren soll. Sie haben den Traum von einem
rot-rot-grünen Bündnis nicht aufgegeben.
Und auch für die Realos hätte die Idee ei-
nes Breilibü-Kandidaten Charme. Er wäre
der Beleg, dass die Partei nicht zum
 Anhängsel der Merkel-CDU schrumpft.
„SPD, Grüne und Linke soll ten sondieren,
ob sie eine gemeinsame über par tei li che
Kandidatin prä sen tie ren wol len“, sagt Die-
ter Janecek, der Koordinator des grünen
Realo-Flügels im Bundestag. Nun hängt
alles an der Linken. Meint sie ihr Angebot
ernst? Der ehemalige Parteichef Oskar La-
fontaine hat schon vor Wochen signalisiert,
dass ein Bündnis möglich sei, wenn sich
die SPD bewegt. „Endlich ist wieder Drive
in der Debatte um Rot-Rot-Grün“, sagt der
Linkspartei-Realo Stefan Liebich. „So weit
waren wir noch nie.“

Die Kanzlerin ist beunruhigt. Ihr wäre
es am liebsten, gemeinsam mit SPD und
Grünen einen Nachfolger für Gauck zu
wählen. Die Gespräche im linken Lager
haben sie schon zu einer Kursänderung
gezwungen. Sie ist am Ende womöglich
bereit, von ihrer Forderung abzurücken,
einen Unionskandidaten aufzustellen.
Merkel ließ in vertraulichen Gesprächen
durchblicken, dass sie sich eine überpar-
teiliche Lösung vorstellen kann. Aber da-
für könnte es schon zu spät sein. In der
Großen Koalition ist das Klima derart
schlecht, dass selbst Routineauftritte zu
Abrechnungen werden.

Am Dienstag gibt Thomas Oppermann
ein Statement vor dem Fraktionssaal der
SPD im Reichstag ab. Niemand erwartet
Aufregendes. Oppermann ist der personi-
fizierte Vermittlungsausschuss im schwarz-
roten Regierungsbündnis, ein Konsens -
politiker, der Konflikte am liebsten austritt,
noch bevor sie ruchbar werden. 

Doch die Stimmung in seiner Truppe ist
schlecht. Ein paar Wochen zuvor hat
 Merkel SPD-Chef Gabriel beiseitegenom-
men und ihm mitgeteilt, dass die Union
auf keinen Fall einen SPD-Politiker zum
Präsidenten wählen werde. Das könne sie
ihrer Fraktion nicht vermitteln. 

Die Genossen empfinden das als Af-
front, und so giftet Oppermann nun derart
scharf zurück, dass alle aufhorchen. „Die
Union hat klargemacht, dass es kein
Sozial demokrat werden soll“, sagt der
Fraktionsführer, „dann wird es nach Lage
der Dinge auch kein Christdemokrat.“ 

Das Diktum des Fraktionschefs ist ein
Beleg, wie weit sich die Sozialdemokraten
von der Großen Koalition verabschiedet
haben, nicht nur in der Präsidentenfrage.
Mit jeder Woche, in der die Umfragewerte
für die SPD auf niedrigem Niveau stagnie-
ren, wächst der Frust. Inzwischen sind vie-
le Genossen überzeugt: Die Große Koali-
tion bedeutet den langsamen Tod der SPD.
„Nur abnicken ist nicht mehr“, sagt der
rechtspolitische Sprecher der SPD-Bun-
destagsfraktion, Johannes Fechner, sonst
eher für leisere Töne bekannt. Und ein an-
derer sagt: „Wir sind zu brav, wir müssen
auch mal was scheitern lassen.“

Auch Gabriel scheint inzwischen einge-
sehen zu haben, dass es Zeit ist, Alterna-
tiven ins Spiel zu bringen. Seit Wochen
schiebt er die Partei inhaltlich nach links,
und beim SPD-Konvent am vergangenen
Sonntag giftete er in bisher nicht gekann-
ter Form gegen den Koalitionspartner. Die
Kanzlerin müsse in der Auseinanderset-
zung zwischen CDU und CSU „endlich
einmal klare Kante zeigen“, rief Gabriel:
„Es kann nicht sein, dass wir permanent
die Rolle des Paartherapeuten überneh-
men.“ Und fügte hinzu: „Ich bin dazu
nicht mehr bereit!“

So ist die Kandidatensuche für Gabriel
eine willkommene Chance, sich abzuset-
zen von Merkel und der Union, ohne
gleich die Koalition platzen zu lassen, eine
Emanzipation light. Ein gemeinsamer Kan-
didat von SPD, Grünen und Linken, so
das Kalkül, solle als Botschaft verstanden
werden, dass es eine linke Machtoption in
Deutschland gibt.

Ein Mitglied der engeren Parteiführung
hinterließ sogar einen Putschplan bei ihm:
Sollte Merkel auf einem Unionspolitiker
als Präsidentschaftskandidaten beharren,
solle man diese „Provokation“ zum Anlass
nehmen, die Koalition platzen zu lassen
und auf Neuwahlen zuzusteuern.

So weit will Gabriel nicht gehen, zu-
mindest jetzt nicht. Aber er ist entschlos-
sen auszuloten, ob ein linkes Bündnis
machbar ist. Seit Monaten arbeitet Gabriel
an besseren Beziehungen zur Linkspartei,
mal demonstrativ, mal im Verborgenen.
Er trifft sich mit Fraktionschef Dietmar
Bartsch, mit Bodo Ramelow und Gregor
Gysi. Mit Oskar Lafontaine, der die Linke
lange Zeit auf einen strikten Oppositions-
kurs festgelegt hat, plauderte Gabriel kürz-
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Operation Breilibü
Bundespräsident Nach dem Verzicht Joachim Gaucks auf eine zweite Amtszeit
suchen die Parteien einen Nachfolger. SPD-Chef Sigmar Gabriel lotet die Chancen für
einen rot-rot-grünen Kandidaten aus – und für das Ende der Großen Koalition.



lich in einem Völklinger
Restaurant. Die SPD müsse
wieder sozialer werden,
forderte Lafontaine. Ihr
müsst eure Attacken gegen
die Sozialdemokratie ein-
stellen, verlangte Gabriel.

Es war kein Harmonie-
treffen, und doch sind seit-
her Lockerungsübungen
erkennbar. Gabriel spricht
neuerdings von der Wie-
dereinführung der Vermö-
gensteuer, ein Lieblings-
projekt Lafontaines. Dieser
wiederum lobte, dass sich
der SPD-Chef während 
der Flüchtlingsdebatte für
„mehr bezahlbaren Wohn-
raum, mehr Kitaplätze und
höhere Renten“ eingesetzt
habe. Das wichtigste Signal
aber kam von Lafontaines
Frau, Fraktionschefin Sah-
ra Wagenknecht. Das rot-
rot-grüne Lager müsse sich
zusammenraufen, forderte
sie, und einen gemeinsa-
men Kandidaten suchen. 

Gemessen daran, dass
Wagenknecht zwei Wo-
chen zuvor noch gegen das
„neoliberale Parteienkartell“ gewettert
hatte, zu der sie auch SPD und Grüne zähl-
te, war das fast eine Sensation. Auch die
beiden Parteivorsitzenden Katja Kipping
und Bernd Riexinger brachten eine rot-
rot-grüne Kandidatur ins Gespräch, und
die Partei, die sonst oft zerstritten ist, wirk-
te einmütig wie selten. „Wir würden uns
über baldige Sondierungsgespräche freu-
en“, sagt Kipping.

Im Laufe der Woche wurden schon mög-
liche Namen gehandelt, die SPD oder Grü-
nen zugerechnet, aber von der Linken mit-
getragen werden könnten. Gesine Schwan
etwa. Margot Käßmann. Jutta Allmendin-
ger. Auch der Schriftsteller Navid Kermani
wird intern genannt, ein Kandidat, der
auch bei den Grünen wohlgelitten ist. 

Einer der Vordenker der Linken-Realos,
der Thüringer Staatskanzleichef Benjamin
Hoff, will das linke Lager um die Piraten-
partei erweitern. Die Linke habe die Wahl
zwischen einer aktiven Rolle in der
Bundes politik oder der „als Alleinstel-
lungsmerkmal getarnten Selbstisolation“.

Und die Grünen? Für sie wäre die Ope-
ration Breilibü die Chance, Distanz zur
Union zu schaffen. Vor allem die Linken
in der Partei beobachten kritisch, wie die
Realos um Parteichef Cem Özdemir und
Fraktionschefin Katrin Göring-Eckardt
sich um die Gunst der Kanzlerin bemühen. 

Auch deshalb hat der Parteilinke Jürgen
Trittin die Initiative ergriffen und mit SPD-
Chef Sigmar Gabriel gesprochen. Trittin

hat schon einige Erfahrung im Präsiden-
tenpoker, er war es, der im Juni 2010 zu-
sammen mit Gabriel den Kandidaten
Gauck erfand. Nun fragte Trittin, ob sich
Gabriel vorstellen könne, einen Grünen
zum Staatsoberhaupt zu wählen. Trittin
dachte dabei an Claudia Roth oder den
baden-württembergischen Ministerpräsi-
denten Winfried Kretschmann. Gabriel
lehnte zwar ab. Aber das Signal war aus
Sicht Trittins gesetzt: Die Verhandlungen
über den künftigen Präsidenten werden
vonseiten der Grünen nicht nur mit der
Union geführt.

Die Lage ist bei den Grünen auch des-
halb so kompliziert, weil die Führung zer-
stritten ist. Die beiden Parteichefs Özdemir
und Simone Peter reden nur das Nötigste
miteinander, die Fraktionsvorsitzenden
Göring-Eckardt und Anton Hofreiter sind
Rivalen beim Rennen um die Grünen-
Spitzenkandidatur für die Bundestags-
wahl. So ist nicht einmal klar, wer das
Mandat hat, die Verhandlungen über den
künftigen Präsidenten zu führen.

Bei einem vertraulichen Treffen am
Montag konnten sich die Spitzen von Par-
tei und Fraktion nur auf einen Minimal-
konsens einigen: dass man für einen Kan-
didaten sei, der für den „Zusammenhalt“
der Gesellschaft stehe. Ansonsten gebe es
keine Notwendigkeit, vor der Sommer -
pause Entscheidungen zu treffen.

Zwar würde die Realo-Frau Göring-
 Eckardt gern zusammen mit Union und
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Derzeitige Stimmenverteilung
in der Bundesversammlung

1260
Mitglieder

575– 577
Union/FDP

533–535
SPD/Grüne

932–933
Union/SPD

690–693
Union/
Grüne

627–629
SPD/Grüne/

Linke

CDU/CSU
  544–546*

SPD
  386–389*

Grüne
  146–147*

Linke 94

absolute Mehrheit:
631 Stimmen

Bis zur Bundespräsidentenwahl am 12. Februar 2017 wird noch im September 
in Mecklenburg-Vorpommern und in Berlin gewählt. Dabei werden voraus-
sichtlich 38 Stimmen neu verteilt.

FDP 31

Piraten 14
AfD 30

Sonstige 12

* endgültige Zahlen
sind abhängig von Los-

entscheidungen in einzelnen
Landtagen; Quelle: wahlrecht.de

der Bundestag und die Bundesländer 
entsenden je 630 Stimmberechtigte

DeutschlandIN DER SPIEGEL-APP

Was ist britisch?
Sie lieben Polo, verkleiden sich zum May
Day als Baum, und der Pub ist ihr Tempel:
Der Fotograf Jocelyn Bain Hogg dokumen-
tiert seit mehr als 25 Jahren die Briten.
Von den Gangstern der Londoner Unter-
welt über Jugendliche auf Komasaufpartys
in den Clubs bis zu den Pferderennen 
von Cheltenham – Bain Hoggs Bilder zeich-
nen ein Sittenbild der britischen Gesell-
schaft. Vor der Brexit-Abstimmung haben
wir ihn deshalb gefragt: Was ist britisch?
Diese Visual Story ist seine Antwort.

Sehen Sie die Visual Story im  digitalen
SPIEGEL, oder scannen Sie den QR-Code.

JETZT DIGITAL LESEN



SPD einen neuen Präsidenten wählen. Das
hätte den Vorteil, dass man daraus kein
koalitionspolitisches Signal ablesen könn-
te, weder in die eine noch in die andere
Richtung. Aber bislang hat niemand eine
zündende Idee für einen überparteilichen
Bewerber. Parteilinke wie Trittin setzen
deshalb darauf, einen Grünen im Bündnis
mit SPD und Linken durchzusetzen. Alles
andere würde der ehemalige Fraktionschef
als Niederlage empfinden, das hat er schon
signalisiert: „Diesmal ist ein Grüner dran.“ 

Bis zum Herbst haben SPD, Linke und
Grüne Zeit, sich auf die Suche zu machen,
auch weil die Union zunächst einmal ab-
warten will. Ihre Möglichkeiten sind be-
grenzt. Für einen eigenen Kandidaten hat
die Union keine Mehrheit. Für einen ge-
meinsamen Kandidaten mit der FDP wür-
de es ebenfalls nicht reichen, jedenfalls
nicht, wenn es einen rot-rot-grünen Ge-
genkandidaten gäbe, und für frühere Ge-
dankenspiele, sich mit Frank-Walter Stein-
meier hinter einen SPD-Kandidaten zu
stellen, ist es vielleicht zu spät. Merkel ist
zu geschwächt, um eine derartige Zumu-
tung für die eigene Partei durchzusetzen. 

Noch am Sonntag beschlossen Merkel
und CSU-Chef Horst Seehofer, das Thema
bis zum Herbst totzuschweigen. In einer
Telefonkonferenz des Parteivorstands am
Montag gab Seehofer die Losung aus: „Bis
Oktober reden wir nicht darüber.“ 

Auch die SPD spielt auf Zeit, Gabriel
hat sein wichtigstes Ziel erst einmal er-
reicht. Das Signal für einen rot-rot-grünen
Kandidaten ist gesetzt. Jetzt kommt es da-
rauf an, was die Beteiligten daraus ma-
chen. Wie groß sind die Bedenken gegen
eine Linksallianz in der SPD? Wie posi-
tionieren sich die Grünen? Und vor allem:
Weicht die Linke jene Positionen auf, die
bisher allen rot-rot-grünen Planspielen
entgegenstehen?

Noch ist die Partei zu keinerlei Abstri-
chen bereit. Doch Gabriel hofft darauf,
dass die Aussicht auf einen linken Präsi-
denten die Fronten in Bewegung bringt,
schon in eigenem Interesse. Er weiß zu
gut: Ohne Grüne und Linke wird die SPD
keinen Kanzler stellen. 

Gabriel muss jetzt kluge Allianzen
schmieden, und er muss verschwiegen
sein. Sickert zu viel aus den internen
 Verhandlungen nach außen, das weiß er
nur zu gut, kommt kein linkes Bündnis
 zustande. 

Vergangenen Samstag mahnte der SPD-
Chef seine Vorstandsmitglieder deshalb
per Mail, „cool zu bleiben und absolute
Ruhe zu bewahren“. Jeder Name, der jetzt
genannt werde, sei „sofort verbrannt“.
Dann kam sein wichtigstes Argument: So
etwas, schrieb Gabriel, „gefährdet denk-
bare Bündnisse“. 

Markus Feldenkirchen, Marc Hujer, Horand Knaup, 
Ralf Neukirch, Wolf Wiedmann-Schmidt
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Man muss Gustav Heinemann noch immer dankbar sein für
seine erfrischend klaren Worte. Am 5. März 1969 wurde der
Justizminister der Großen Koalition zum ersten sozialdemo-

kratischen Staatsoberhaupt der Bundesrepublik gewählt. Es war
denkbar knapp, erst im dritten Wahlgang konnte er sich – mithilfe
der FDP – gegen den CDU-Mann Gerhard Schröder durchsetzen. 
Die unterlegenen Konservativen versuchten, die Wahl zu einer Mar-
ginalie herunterzureden, aber Heinemann brachte die Lage mit
 einem Satz auf den Punkt: „Es hat sich jetzt ein Stück Machtwechsel
vollzogen.“

Nichts hat Deutschland in den vergangenen Jahren politisch so ge-
lähmt wie die Unfähigkeit des linken Lagers, einen Konkurrenten
zur Kanzlerin aufzubauen. Die Koalitionspartner kamen und gingen,
Angela Merkel blieb. Wo sie war, war die Mitte. Zwischendurch war
die SPD so verzweifelt, dass sie darüber diskutierte, ob sie über-
haupt noch einen Kanzlerkandidaten aufstellen solle. Die Radikali-
sierung der deutschen Gesellschaft und der Aufstieg der AfD hat
auch damit zu tun, dass Merkels Macht mit einer Ewigkeitsgarantie
versehen schien. Die Demokratie verkümmert, wenn der Regierungs-
chef keinen echten Rivalen zu fürchten hat. 

Am 12. Februar 2017 wird der Nachfolger Joachim Gaucks gewählt.
SPD, Grüne und Linke haben dann die Chance, eine Mehrheit gegen
Merkel zu organisieren, zumindest im dritten Wahlgang. Es wäre ein
Zeichen von enormer Verzagtheit, wenn sie diese Chance ein halbes
Jahr vor der Bundestagswahl ungenutzt verstreichen ließen. Zwar

kann man schon wieder lesen, dass „Parteienge-
schacher“ zu unterbleiben habe. Aber das ist eine
eher romantische Sicht auf Politik. Die Parteien in
der Bundesversammlung haben die Aufgabe, das
Staatsoberhaupt zu bestimmen. Entscheidend ist
am Ende allein, ob beim Parteiengeschacher ein
vernünftiges Ergebnis herauskommt: Der nun so
viel gelobte Joachim Gauck war genauso das Er-
gebnis von Hinterzimmerdiplomatie wie der Un-
glücksvogel Christian Wulff.

An der Präsidentenwahl wird sich entscheiden,
ob sich das linke Lager überhaupt zusammen -
raufen kann, um Merkel herauszufordern. In erster
Linie hängt dies an der Linkspartei. Vor allem

Fraktionschefin Sahra Wagenknecht müsste sich dazu durchringen,
vom ihrem biblischen Hass auf die SPD zu lassen. Wenn es ihr
 wieder nur darum geht, die Sozialdemokraten zu demütigen, hilft
das allein der Kanzlerin. 

Es gibt Kandidaten, die bei gutem Willen für alle drei Parteien
wählbar wären, Winfried Kretschmann zum Beispiel, der grüne
 Ministerpräsident von Baden-Württemberg. Kretschmann hat schon
mit der SPD koaliert, nun regiert er mit der CDU. Die Wahl des bra-
ven Schwaben würde es der Union erschweren, den Bundestagswahl-
kampf mit der Warnung vor der roten Republik zu führen. Zu verlie-
ren hat die SPD ohnehin nicht viel. Sie leidet vor allem unter ihrer
Harmlosigkeit. Wenn Sigmar Gabriel es nicht mal schafft, in der Bun-
desversammlung das linke Lager zu einen, kann er auf eine Kanzler-
kandidatur verzichten. 

Geschichte wiederholt sich nicht, aber man kann aus ihr lernen.
Willy Brandt gilt heute als Säulenheiliger der Demokratie, aber 
zu seiner aktiven Zeit hatte er nichts gegen Parteiengeschacher, wenn
es ihm nutzte. Nach Heinemanns Sieg in der Bundesversammlung
sagte er: „Das ist ein großer Tag für unsere  Partei.“ 

René Pfister

Es gibt die Chance
auf eine Mehrheit
gegen Angela 
Merkel. Es wäre ein
Zeichen von
 Verzagtheit, wenn
SPD, Linke und
 Grüne sie verstrei-
chen ließen. 

Kommentar

Die Machtfrage
Parteiengeschacher um den Präsidenten – ja bitte!


